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Beschlussvorlage 

 

Vorlage: BV/0384/2022 Datum: 14.06.2022 

Dezernat 2 

Verfasser: 50-Amt für Jugend, Familie, Senioren und Soziales Az.: 504001 

Betreff: 

Beratung und Beschlussfassung über die Einrichtung von Arbeitsgruppen im Bereich der 

Jugendhilfe für die weitere Dauer der Legislaturperiode 2019-2024 

Gremienweg: 

13.07.2022 Jugendhilfeausschuss  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Beschlussentwurf: 

 

Der Jugendhilfeausschuss beschließt für die weitere Dauer der Legislaturperiode 2019-2024 die Ein-

richtung und Zusammensetzung folgender Arbeitsgruppen nach § 10 der Satzung des Jugendamtes 

und wählt im Wege der offenen Abstimmung die Vertreterinnen und Vertreter aus dem Kreis seiner 

Mitglieder. 

 

1. Arbeitsgruppe Kindertagesstätten (AG Kita) gemäß Anlage 1 

2. Arbeitsgruppe Spielflächen (AG Spielflächen) gemäß Anlage 2 

3. Arbeitsgruppe Jugendhilfeplanung (AG Jugendhilfeplanung) gemäß Anlage 3 

4. Arbeitsgruppe Förderung (Einberufung bei Bedarf) gemäß Anlage 4 

 

 

Begründung: 

 

Nach § 10 der Satzung des Jugendamtes i.V.m. § 4 Abs. 1 Satz 2 AGKJHG beschließt der Jugend-

hilfeausschuss unter Angabe der Themenbereiche über die Einrichtung von Arbeitsgruppen, deren 

Mitgliederinnen und Mitglieder überwiegend dem Jugendhilfeausschuss angehören sollen. Die Ar-

beitsgruppen haben beschlussvorbereitende Funktion gegenüber dem Jugendhilfeausschuss und sol-

len die Beschlussfassung besonders beratungsintensiver Themenbereiche vorbereiten. 

Der Jugendhilfeausschuss bestimmt in seiner konstituierenden Sitzung die zukünftige Zusammenset-

zung der Arbeitsgruppen und wählt im Wege der offenen Abstimmung die Vertreterinnen und Ver-

treter aus seinen Reihen. 

 

 

Anlagen: 

 

1. Arbeitsgruppe Kindertagesstätte 

2. Arbeitsgruppe Spielfläche 

3. Arbeitsgruppe Jugendhilfeplanung 

4. Arbeitsgruppe Förderung 

 

 

Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

keine  
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